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Fassung vom 21.05.2008 
 
 
 
1. Firma und Sitz der Gesellschaft 
 
1.1. Die Firma der Gesellschaft lautet: 
 

XING AG 
 
1.2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Hamburg. 
 
 
2. Gegenstand des Unternehmens 
 
2.1. Gegenstand der Gesellschaft ist der Betrieb eines Onlinedienstes, internetbasierte Geschäftsvermitt-

lung, Informations- und Weiterbildungsveranstaltungen und sonstige internetbasierte Dienstleis-
tungen, soweit diese keiner behördlichen Erlaubnis bedürfen. 

 
2.2. Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Gegenstand des Unternehmens unmittel-

bar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie darf zu diesem Zweck im In- und Ausland Zweig-
niederlassungen errichten, andere Unternehmen gleicher oder verwandter Art gründen, erwerben, 
veräußern oder sich an diesen beteiligen und deren Geschäftsführung übernehmen oder sich auf 
die Verwaltung der Beteiligung beschränken. Sie kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in verbun-
dene Unternehmen ausgliedern. 

 
 
3. Geschäftsjahr 
 

Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Für die Zeit vom 1. Juli 2006 bis zum 
31. Dezember 2006 wird ein Rumpfgeschäftsjahr gebildet.  

 
 
4. Bekanntmachungen und Informationen 
 
4. 1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im elektronischen Bundesanzeiger für die 

Bundesrepublik Deutschland. 
 
4.2  Die Gesellschaft kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Inhabern zugelassener Wert-

papiere Informationen auch im Wege der Datenfernübertragung übermitteln. 
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5. Grundkapital 
 
5.1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 
 

€ 5.201.700,00. 
 
5.2. Das Grundkapital der Gesellschaft ist in 5.201.700 Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag) einge-

teilt. 
 
5.3. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital bis zum 

31. Oktober 2011 ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrfach um insgesamt bis zu 
€ 1.925.850,00 durch Ausgabe von neuen auf den Namen lautenden bis zu Stück 1.925.850 Stück-
aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2006). 

 
Bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. Der 
Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der 
Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, als dies erforderlich ist, 
um den Inhabern von Optionsscheinen, Wandelschuldverschreibungen oder Optionsanleihen, die von 
der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten in- oder ausländischen Konzernunternehmen ausgegeben 
wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einräumen zu können, wie es ihnen nach 
Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustünde. 
Der Vorstand ist außerdem ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktio-
näre auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsen-
notierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-
gabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich i.S.d. §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unterschreitet und die gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des 
zum Zeitpunkt der Eintragung der Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeit-
punkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht überschreiten. Auf diese Be-
grenzung sind Aktien anzurechnen, die aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder ent-
sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder 
ausgegeben wurden. 

 
Das Bezugsrecht der Aktionäre ist im Falle von Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere 
im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen oder Wirtschaftsgütern, 
ausgeschlossen. 

 
Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktien-
rechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.  

 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der Durchführung der Erhöhung 
des Grundkapitals oder nach Ablauf dieser Ermächtigungsfrist neu zu fassen. 

 
5.4. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um € 288.822,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 288.822 

auf den Namen lautenden nennwertlose Aktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital I 2006). Das Be-
dingte Kapital I 2006 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, der auf Grund 
der Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 03. November 2006 von der Ge-
sellschaft im Rahmen des Aktienoptionsplanes 2006 in der Zeit bis zum 31. Oktober 2011 ausge-
geben werden. Die Bedingte Kapitalerhöhung wird nur in soweit durchgeführt, wie Aktienoptionen 
ausgegeben werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der 
Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Ak-
tien oder einen Barausgleich gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital erfolgt zu 
dem gemäß lit. c) (e) zu TOP 6 der Hauptversammlung vom 03. November 2006 festgelegten 
Ausübungspreis. Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeit-
punkt der Ausübung des Bezugsrechtes noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Ver-
wendung des Bilanzgewinnes gefasst worden ist, am Gewinn teil. 
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Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Ziffer 5.1. bis Ziffer 5.5. der Satzung jeweils ent-
sprechend der Ausgabe von Bezugsaktien anzupassen. 

 
5.5. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um insgesamt € 1.540.680,00 durch Ausgabe von insge-

samt bis zu 1.540.680 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital II 2006). Das Bedingte Kapital II 2006 dient ausschließlich der Gewährung neuer Aktien 
an die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten, die gemäß Ermächtigungsbeschluss der 
Hauptversammlung vom 03. November 2006 unter TOP 7 lit. a) durch die Gesellschaft oder 
durch Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt 
ist, ausgegeben werden.  

 
Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses 
jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 
durchgeführt, soweit die Inhaber der Wandlungs- oder Optionsrechte von ihren Wandlungs- oder 
Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen 
erfüllen. Die Aktien nehmen – sofern sie bis zum Beginn der ordentlichen Hauptversammlung der 
Gesellschaft entstehen – vom Beginn des vorhergehenden Geschäftsjahres, ansonsten vom Beginn 
des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil. 

 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Ziffer 5.1 bis Ziffer 5.5 der Satzung jeweils ent-
sprechend der Ausgabe von Bezugsaktien anzupassen. 
 

5.6. Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 21. Mai 2008 ermächtig worden, 
bis zum 20. Mai 2013 das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch 
einmalige oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 675.000 neuen, auf den Namen lautenden Stück-
aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu € 675.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapi-
tal 2008). Den Aktionären ist dabei ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch 
von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist 
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-
ßen: 

 
(i) um Spitzenbeträge auszugleichen; 
 
(ii) wenn die Aktien gegen Sacheinlage, insbesondere im Rahmen des Erwerbs von oder des Zu-

sammenschlusses mit Unternehmen bzw. Teilen von Unternehmen oder des Erwerbs von 
Beteiligungen an Unternehmen, ausgegeben werden; 

 
(iii) wenn die Aktien der Gesellschaft gegen Bareinlage ausgegeben werden und der Ausgabe-

preis je Aktie den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten, bereits börsenno-
tierten Aktien zum Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Der 
Bezugsrechtsausschluss kann in diesem Fall jedoch nur vorgenommen werden, wenn die 
Anzahl der in dieser Weise ausgegebenen Aktien zusammen 

 
- mit der Anzahl eigener Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, und 
 

- der Anzahl der Aktien, die durch Ausübung von Options- und/oder Wandlungsrechten 
oder Erfüllung von Wandlungspflichten aus Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen und/oder Genussrechten entstehen können, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden, sowie 

- der Anzahl der Aktien, die aus dem Genehmigten Kapital 2006 unter Ausschluss des 
Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, 
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10% des Grundkapitals weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 
noch zum Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien überschreitet.  
 

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, den Inhalt der Aktienrechte, die 
Einzelheiten der Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den 
Ausgabebetrag, festzulegen.  

 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der Ausnutzung des geneh-
migten Kapitals oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. 

 
5.7. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um € 231.348,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 231.348 

auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2008). Das Bedingte Ka-
pital 2008 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die auf Grund der Ermäch-
tigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 21. Mai 2008 von der Gesellschaft im Rah-
men des Aktienoptionsplanes 2008 ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 
insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen ausgegeben werden und die Inhaber dieser Aktienop-
tionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft 
nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien oder einen Barausgleich gewährt. Die Ausgabe 
der Aktien aus dem Bedingten Kapital 2008 erfolgt zu dem gemäß lit. c) (5) des Tagesordnungs-
punktes 7 der Hauptversammlung vom 21. Mai 2008 festgelegten Ausübungspreis. Die neuen Ak-
tien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil. 

 
 
6. Aktien, Aktienregister 
 
6.1. Die Form der Aktienurkunden bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates. Der 

Anspruch des Aktionärs auf Einzel- oder Mehrfachverbriefung ist ausgeschlossen, soweit nicht eine 
Verbriefung nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die Aktien zugelas-
sen sind. Die Gesellschaft ist berechtigt, gegen Kostenerstattung Aktienurkunden auszustellen, die 
einzelne oder mehrere Aktien verkörpern. 

 
6.2. Die Aktien lauten auf den Namen. Dies gilt auch für neue Aktien, sofern die Hauptversammlung 

nichts anderes beschließt. Die Gesellschaft führt ein Aktienregister, in das die Namensaktien unter 
Angabe des Namens, des Geburtsdatums und der Adresse des Inhabers sowie der Stückzahl oder 
der Aktiennummern einzutragen sind. Bei juristischen Personen und rechtsfähigen Personengesell-
schaften ist anstelle des Geburtsdatums der Sitz einzutragen. Der Aktionär kann von der Gesell-
schaft Auskünfte über die zu seiner Person im Aktienregister eingetragenen Daten verlangen. 

 
6.3. Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60 AktG 

bestimmt werden. 
 
 
7. Der Vorstand 
 
7.1. Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Der Aufsichtsrat bestimmt die Anzahl der 

Mitglieder des Vorstands. Auch wenn das Grundkapital mehr als € 3.000.000 beträgt, kann der 
Aufsichtsrat bestimmen, dass der Vorstand nur aus einer Person besteht. Der Aufsichtsrat kann ei-
nen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. 

 
7.2. Der Aufsichtsrat erlässt und ändert durch einstimmigen Beschluss eine Geschäftsordnung für den 

Vorstand. 
 
7.3. Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit das Gesetz nicht 

zwingend Einstimmigkeit voraussetzt. 
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8. Vertretung der Gesellschaft, Geschäftsführung 
 
8.1. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind mehrere Vor-

standsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam oder 
durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Der Aufsichtsrat 
kann einem, mehreren oder allen Vorstandsmitgliedern Einzelvertretungsbefugnis erteilen. Der 
Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder und zur gesetzlichen Vertretung gemein-
sam mit einem Vorstandsmitglied berechtigte Prokuristen allgemein und im Einzelfall ermächtigen, 
Rechtsgeschäfte zugleich für die Gesellschaft und als Vertreter eines Dritten abzuschließen (§ 181 
2. Alt. BGB). § 112 AktG bleibt unberührt. 

 
8.2. Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung sowie 

der gemäß Ziffer 7.2 erlassenen Geschäftsordnung. 
 
8.3. Der Aufsichtsrat hat in der Geschäftsordnung des Vorstands zu bestimmen, dass bestimmte Ge-

schäfte bzw. Arten von Geschäften seiner Einwilligung bedürfen. 
 
8.4. Der Aufsichtsrat kann jederzeit weitere Geschäfte von seiner Einwilligung abhängig machen. Er 

kann widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von Geschäften allgemein oder für 
den Fall, dass das einzelne Geschäft bestimmten Bedingungen genügt, im Voraus erteilen. 

 
 
9. Der Aufsichtsrat 
 
9.1. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden von der 

Hauptversammlung gewählt. 
 
9.2. Für die Aufsichtsratsmitglieder können Ersatzmitglieder gewählt werden, die in einer bei der Wahl 

festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Aufsichtsratsmitglieder treten. Eine 
Person kann für mehrere Aufsichtsratsmitglieder zum Ersatzmitglied bestellt werden. 

 
9.3. Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit der Beendigung derjenigen Hauptversammlung, 

die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das 
Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann 
eine kürzere Amtszeit bestimmen. 

 
9.4. Die Mitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch eine an den Vorstand zu richtende textförm-

liche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen. Bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes kann die Niederlegung fristlos erfolgen. Der Vorstand benachrichtigt den Auf-
sichtsratsvorsitzenden unverzüglich.  

 
9.5. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds in Ermangelung 

eines Ersatzmitglieds gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden 
Mitglieds. Nur der Vorsitzende und – im Fall seiner Verhinderung – der Stellvertreter sind befugt, 
Erklärungen für den Aufsichtsrat entgegen zu nehmen. 

 
 
10. Vorsitzender und Stellvertreter 
 
10.1. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die in Ziffer 

9.3 dieser Satzung bestimmte Amtszeit. Die Wahl erfolgt unter dem Vorsitz des an Lebensjahren äl-
testen anwesenden Mitglieds des Aufsichtsrats im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die 
Aufsichtsratsmitglieder bestellt worden sind, in einer ohne besondere Einberufung stattfindenden 
Sitzung. Dasselbe gilt entsprechend für den Fall der gerichtlichen Bestellung. Scheidet der Vorsit-
zende oder sein Stellvertreter aus, so ist unverzüglich eine Neuwahl für den Rest der Amtszeit vor-
zunehmen.  
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10.2. Der Stellvertreter hat die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrates, wenn dieser 
verhindert ist.  

 
 
11. Aufsichtsratsbeschlüsse 
 
11.1. Der Aufsichtsrat entscheidet durch Beschluss. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden unter Be-

stimmung der Form der Sitzung schriftlich, per Telefax oder per Email einberufen und zwar mit ei-
ner Ladungsfrist von 14 Tagen. In dringenden Fällen kann die Einberufung auch mündlich oder te-
lefonisch unter angemessener Verkürzung der Frist erfolgen. Mit der Einladung sind die Gegens-
tände der Tagesordnung mitzuteilen und etwaige Beschlussvorschläge sowie Ort und Zeit der Sit-
zung zu übermitteln. Außerhalb der Sitzungen sind Beschlussfassungen durch mündliche, telefoni-
sche oder schriftliche Stimmabgaben sowie durch Stimmabgaben per Telefax oder Email oder mit-
tels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel zulässig, wenn der Aufsichtsratsvorsitzen-
de dies für den Einzelfall bestimmt. Ein Widerspruchsrecht der Mitglieder des Aufsichtsrats besteht 
nicht. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Aufsichtsratsmitglieder an der Beschluss-
fassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in 
der Abstimmung der Stimme enthält. 

 
11.2. Beschlüsse des Aufsichtsrates bedürfen soweit das Gesetz oder diese Satzung keine Abweichung 

zwingend bestimmen, der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 
11.3. Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrates ist als Nachweis, nicht jedoch als 

Wirksamkeitserfordernis, eine Niederschrift anzufertigen. Sie ist von dem die Sitzung leitenden 
Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter zu unterzeichnen. 

 
 
12. Vergütung 
 
12.1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für die Teilnahme an jeder Aufsichtsratssitzung eine Ver-

gütung von € 2.000 pro Sitzungstag. Die Mitglieder von Ausschüssen des Aufsichtsrats erhalten zu-
sätzlich für die Teilnahme an jeder Ausschusssitzung eine Vergütung von € 1.000 pro Sitzungstag. 

 
12.2. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält abweichend von Ziffer 12.1 Satz 1 eine Sitzungsvergütung 

in Höhe des zweifachen Betrages für die Teilnahme an einer Aufsichtsratssitzung. Der Vorsitzende 
eines Ausschusses erhält abweichend von Ziffer 12.1 Satz 2 eine Sitzungsvergütung in Höhe des 
dreifachen Betrages für die Teilnahme an einer Ausschusssitzung. Die Gesamtvergütung eines Auf-
sichtsratsmitglieds für die Teilnahme an Aufsichtsrats- und Ausschusssitzungen darf jeweils € 
75.000 pro Geschäftsjahr nicht überschreiten. Für den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder eines 
Ausschusses gilt die zweifache Höchstgrenze. 

 
12.3. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz ihrer baren Auslagen. Die auf die Vergütung 

und Auslagen zu zahlende Umsatzsteuer wird die Gesellschaft den Mitgliedern des Aufsichtsrates 
erstatten gegen Erteilung einer die Gesellschaft zum Vorsteuerabzug berechtigenden Rechnung 
durch das betreffende Aufsichtsratsmitglied. 

 
12.4 Die Vergütung ist zahlbar nach Ablauf eines Geschäftsjahres am Tage nach der Hauptversamm-

lung, in der über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtrates Beschluss gefasst wird. 
 
12.5. Einem während eines laufenden Geschäftsjahres gewählten oder ausscheidenden Aufsichtsrats-

mitglied wird die jährliche Vergütung zeitanteilig gewährt. 
 
12.6. Die Gesellschaft ist berechtigt, auch für ihre Aufsichtsräte eine Vermögensschaden-

Haftpflichtversicherung (D&O-Versicherung) mit einer marktüblichen Versicherungssumme in an-
gemessener Höhe abzuschließen, welche die gesetzliche Haftpflicht aus der Aufsichtsratstätigkeit 
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abdeckt, bzw. die Aufsichtsratsmitglieder mit einbeziehen zu lassen in eine solche Versicherung, 
die die Gesellschaft zu Gunsten ihrer Organe und/oder ihrer Organmitglieder abschließt. 

 
12.7. Über sonstige Vergütungen sowie Leistungen mit Vergütungscharakter für die Mitglieder des Auf-

sichtsrats entscheidet die Hauptversammlung durch Beschluss. 
 
 
13. Ordentliche Hauptversammlung 
 

Die Ordentliche Hauptversammlung beschließt insbesondere über 
 
– die Verwendung des Bilanzgewinns; 
– die Entlastung des Vorstands; 
– die Entlastung des Aufsichtsrats; 
– die Bestellung des Abschlussprüfers. 

 
 
14. Einberufung und Teilnahme an der Hauptversammlung, Stimmrecht 
 
14.1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder am Platz einer deutschen Börse statt. 

Sie wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen durch den Aufsichts-
rat einberufen.  

 
14.2. Die Hauptversammlung ist mindestens dreißig Tage vor dem Tag einzuberufen, bis zu dessen Ab-

lauf sich die Aktionäre zur Telnahme an der Versammlung gemäß Ziffer 14.3 anzumelden haben.  
 
14.3. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen 

Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung schriftlich, per Telefax, Email oder mit-
tels sonstiger vom Vorstand in der Einladung zur jeweiligen Hauptversammlung bestimmten Kom-
munikationsmittel angemeldet haben und im Aktienregister eingetragen sind. Die Anmeldung muss 
der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse spätestens bis zum Ab-
lauf des siebten Tages vor der Hauptversammlung zugehen. 

 
14.4. Fristen, die von der Hauptversammlung an zurückzurechnen sind, müssen jeweils vom nicht mit-

zählenden Tage der Hauptversammlung zurückgerechnet werden; fällt das Ende der Frist auf einen 
Sonntag, einen am Sitz der Gesellschaft gesetzlich anerkannten Feiertag oder einen Sonnabend, so 
tritt an die Stelle dieses Tages der zeitlich vorhergehende Werktag. Der Vorstand kann in der Ein-
ladung zur jeweiligen Hauptversammlung einen späteren Anmeldetermin bestimmen. 

 
14.5. Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 
 
14.6. Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Vollmacht bedarf der 

Schriftform. Vollmachten, die der Aktionär der Gesellschaft oder einem von ihr benannten Stimm-
rechtsvertreter zuleitet, können auch auf einem von der Gesellschaft näher zu bestimmenden 
elektronischen Weg erteilt werden. Die Einzelheiten für die Erteilung der Vollmacht werden zu-
sammen mit der Einberufung der Hauptversammlung mitgeteilt. Die Wahrnehmung der Vollmacht 
durch den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ist ausgeschlossen, wenn ihr kei-
ne Einzelweisung zugrunde liegt. 

 
 
15. Vorsitz in der Hauptversammlung 
 
15.1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates, sein Stellvertreter 

oder ein durch den Aufsichtsrat bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied. Für den Fall, dass kein 
Mitglied des Aufsichtsrates den Vorsitz übernimmt, so eröffnet der beurkundende Notar die Haupt-
versammlung und lässt den Leiter der Versammlung durch diese wählen.  



- 8 - 

 

 
15.2. Der Versammlungsleiter bestimmt Art und Form der Abstimmung. Ferner bestimmt er die Reihen-

folge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden; sie kann von der Einladung 
abweichen. Weiterhin kann der Vorsitzende die Reihenfolge der Redebeiträge bestimmen. Der Vor-
sitzende kann das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen beschränken. Er kann 
insbesondere zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlichen 
Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte oder für 
den einzelnen Redner oder Fragesteller festsetzen. 

 
15.3. Wenn dies in der Einladung zur Hauptversammlung angekündigt ist, kann der Versammlungsleiter 

die Übertragung der Hauptversammlung in Bild und Ton – auch über elektronische Medien – in ei-
ner von ihm näher zu bestimmenden Weise zulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form 
erfolgen, zu der die Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. 

 
 
16. Beschlussfassung 
 

Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit das Gesetz oder diese Satzung keine größe-
re Mehrheit zwingend vorschreiben, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 
Soweit das Aktiengesetz außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der Beschlussfas-
sung vertretenen Grundkapitals vorschreibt, genügt, soweit das Gesetz keine größere Kapitalmehr-
heit zwingend vorschreibt, die einfache Mehrheit des vertretenen Kapitals. Stimmenthaltungen ge-
lten nicht als Stimmabgaben. 

 
 
17. Jahresabschluss, Ordentliche Hauptversammlung, Ergebnisverwendung 
 
17.1. Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss, den Kon-

zernabschluss sowie - soweit gesetzlich vorgeschrieben - die jeweiligen Lageberichte für das ver-
gangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Nach Ein-
gang des Prüfungsberichts sind der Jahresabschluss, der Konzernabschluss, die Lageberichte und 
der Prüfungsbericht dem Aufsichtsrat vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den 
Vorschlag vorzulegen, den er in der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns 
machen will. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Konzernabschluss, die Lageberichte 
und den Vorschlag über die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis sei-
ner Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen Bericht binnen eines 
Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten. Am Schluss des 
Berichts hat der Aufsichtsrat zu erklären, ob er den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
und Konzernabschluss billigt. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, so ist die-
ser festgestellt. 

 
17.2. Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats über das Ergebnis seiner Prüfung hat der Vorstand 

unverzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten acht Mo-
nate eines jeden Geschäftsjahres stattzufinden hat. Sie beschließt über die Bestellung des Ab-
schlussprüfers, die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats sowie über die Verwendung des 
Bilanzgewinns. 

 
17.3. Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresabschlusses den Jahres-

überschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und eines Ver-
lustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinnrücklagen einzustellen. Die Einstellung 
eines größeren Teils als die Hälfte des Jahresüberschusses ist nicht zulässig, soweit die anderen 
Gewinnrücklagen nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals übersteigen würden. 

 
17.4. Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten Jahresab-

schluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann auch eine andere Verwendung bestimmen als in § 58 
Abs. 3 S. 1 AktG vorgesehen ist. Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Bar- auch 
eine Sachausschüttung beschließen. Nach Ablauf eines Geschäftsjahrs kann der Vorstand mit Zu-
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stimmung des Aufsichtsrates im Rahmen des § 59 AktG einen Abschlag auf den voraussichtlichen 
Bilanzgewinn an die Aktionäre auszahlen. 

 
 
18. Änderungen der Fassung dieser Satzung 
 

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur die Fassung betreffen. 
Dies gilt auch für die Anpassung der Satzung infolge einer Veränderung des Grundkapitals. 

 
 
19. Gründungskosten, Umwandlungskosten und Aufbringung des Grundkapitals 
 
19.1. Die Gesellschaft ist im Wege der formwechselnden Umwandlung aus einer Gesellschaft mit be-

schränkter Haftung unter der Firma OPEN Business Club GmbH entstanden. Die  
OPEN Business Club GmbH hat ihren Gründungsaufwand (Notar- und Handelsregistergebühren, 
Kosten der Bekanntmachung und Gründungsberatung) bis zur Höhe von € 2.500,00 getragen. 

 
19.2. Das Grundkapital wurde in Höhe von € 52.050,00 durch formwechselnde Umwandlung der 

OPEN Business Club GmbH gemäß Umwandlungsbeschluss vom 19. Juli 2006 erbracht. Das 
Grundkapital der Gesellschaft entsprach ursprünglich dem Stammkapital der OPEN Business Club 
GmbH. Die Aktionäre der Gesellschaft waren am Grundkapital der Gesellschaft im Zeitpunkt des 
Formwechsels ebenso wie am Stammkapital der OPEN Business Club GmbH beteiligt. 

 
19.3. Die Gesellschaft trägt die Kosten des Formwechsels im geschätzten Gesamtbetrag von 

€ 20.000,00, jedoch höchstens soweit der Wert des Vermögens der Gesellschaft zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens des Formwechsels nach Abzug der Verbindlichkeiten und Rückstellungen 
den Betrag des Grundkapitals übersteigt. 

 
*** 


